
Rechtsverhältnisse der Helferinnen und Helfer im Katastrophenschutz 

Zu den Rechtsverhältnissen der Helferinnen und Helfer im Katastrophenschutz gelten die folgenden Aussa-
gen des Hessischen Gesetzes über den Brandschutz, die Allgemeine Hilfe und den Katastrophenschutz 
(HBKG): 

Allgemeines  (§ 38 HBKG) 

(1) Helferinnen und Helfer im Katastrophenschutz sind Personen, die freiwillig und ehrenamtlich in Ein-
heiten und Einrichtungen des Katastrophenschutzes mitwirken. Sie können sich gegenüber dem Träger der 
Einheit oder Einrichtung für eine bestimmte oder unbestimmte Zeit zum Dienst im Katastrophenschutz ver-
pflichten, soweit ihre Mitwirkungspflicht nicht bereits auf Grund der Zugehörigkeit zum Träger besteht. […] 
Von der Verpflichtung ist die Arbeitgeberin oder der Arbeitgeber zu unterrichten; sie oder er kann einen 
Nachweis verlangen. 

(2) Der Dienst im Katastrophenschutz umfasst insbesondere die Pflicht zur Teilnahme an Einsätzen bei 
Katastrophen sowie an Übungen, Lehrgängen und sonstigen Ausbildungsveranstaltungen. 

Rechtsverhältnisse  (§ 39 HBKG) 

(1) Soweit durch Rechtsvorschrift nichts anderes bestimmt ist, bestehen Rechte und Pflichten der Helfe-
rinnen und Helfer nur gegenüber dem Träger der Einheit oder Einrichtung, der sie angehören. […] Die 
Rechtsverhältnisse richten sich nach der Satzung oder den sonstigen Vorschriften des Trägers, falls sie 
nicht gesetzlich geregelt sind. Soweit solche Vorschriften fehlen, gelten die Regelungen für die ehrenamtli-
chen Feuerwehrangehörigen entsprechend. 

(2) § 11 Abs. 2 bis 8, 10 und 11 gilt entsprechend. 

Haftung für Schäden  (§ 40 HBKG) 

(1) Für die Haftung der Helferinnen und Helfer gilt § 11 Abs. 12 entsprechend. 

(2) Haftende Körperschaft im Sinne des Art. 34 des Grundgesetzes [„Haftung bei Amtspflichtverletzun-
gen“] ist bei Einsatzkräften in Einheiten oder Einrichtungen des Katastrophenschutzes, deren Träger eine 
juristische Person des öffentlichen Rechts ist, diese juristische Person, bei anderen Einsatzkräften das Land, 
soweit nicht nach anderen Rechtsvorschriften der Bund oder eine andere Körperschaft haftet. 

Rechtsstellung der ehrenamtlichen Feuerwehrangehörigen  (§ 11 HBKG) 

(2) Beschäftigte, die während der Arbeitszeit an Einsätzen, Übungen und Ausbildungsveranstaltungen 
teilnehmen, sind für die Dauer der Teilnahme unter Gewährung des Arbeitsentgelts, das sie ohne die Teil-
nahme erhalten hätten, von der Arbeitsleistung freizustellen. Bei Einsätzen erstrecken sich Freistellungs- 
und Entgeltanspruch auch auf den zur Wiederherstellung der Arbeits- oder Dienstfähigkeit erforderlichen 
Zeitraum danach (Regenerationszeit nach Einsätzen). 

(3) Abweichend von Abs. 2 Satz 1 haben Beschäftigte, die Aufgaben der unmittelbaren Gefahrenabwehr 
wahrnehmen, insbesondere hauptberuflich tätige Berufs- und Werkfeuerwehrangehörige sowie im Polizei-
vollzugs-, Leitstellen- oder Rettungsdienst Beschäftigte lediglich für Übungen und Ausbildungsveranstaltun-
gen einen Freistellungsanspruch. 

(4) Versicherungsverhältnisse in der Sozialversicherung und Arbeitslosenversicherung sowie in der be-
trieblichen Altersversorgung werden durch den Dienst in der Feuerwehr nicht berührt. Liegt ein Versiche-
rungsfall im Sinne der gesetzlichen Unfallversicherung vor, so trifft diese Verpflichtung den zuständigen Ver-
sicherungsträger. 

(5) Die Aufgabenträger haben dafür Sorge zu tragen, dass Beschäftigten aus ihrer Verpflichtung zum 
Dienst in der Feuerwehr und aus diesem Dienst keine Nachteile im Arbeitsverhältnis und in der Sozialversi-
cherung und Arbeitslosenversicherung sowie in der betrieblichen Altersversorgung erwachsen. 

(6) Abs. 2, 3 und 5 gelten für Beamtinnen und Beamte sowie Richterinnen und Richter entsprechend. 

(7) Angehörigen der Freiwilligen Feuerwehr, denen durch den Dienst in der Feuerwehr Leistungen der 
Bundesagentur für Arbeit, Sozialhilfe oder sonstige Unterstützung oder Bezüge aus öffentlichen Mitteln ent-
gehen, haben die Aufgabenträger auf Antrag die entsprechenden Beträge in voller Höhe zu erstatten. 

(8) Privaten Arbeitgeberinnen und Arbeitgebern ist auf Antrag das weitergewährte Arbeitsentgelt ein-
schließlich der Beiträge zur Sozialversicherung und zur Bundesagentur für Arbeit sowie zur betrieblichen 
Altersversorgung von dem Aufgabenträger zu erstatten. Ihnen ist auf Antrag auch das Arbeitsentgelt zu er-
statten, das sie Beschäftigten aufgrund der gesetzlichen oder tarifrechtlichen Vorschriften während einer 
Arbeitsunfähigkeit infolge Krankheit weiterleisten, wenn die Arbeitsunfähigkeit auf den Dienst in der Feuer-
wehr zurückzuführen ist. Anträge sind innerhalb von sechs Monaten nach Beendigung der Freistellung nach 
Abs. 2 Satz 1 oder § 10 Abs. 6 Satz 3 zu stellen. Bei einer über sechs Monate hinaus andauernden Arbeits-



unfähigkeit ist der Antrag unverzüglich nach Beendigung der Arbeitsunfähigkeit zu stellen. Ehrenamtliche 
Feuerwehrangehörige, die nicht Beschäftigte sind, erhalten auf Antrag einen pauschalierten Betrag. 

(10) Die ehrenamtlichen Feuerwehrangehörigen sind von dem Aufgabenträger über die gesetzliche Un-
fallversicherung hinaus zusätzlich in erforderlichem Umfang gegen Dienstunfälle zu versichern. Diese Versi-
cherung muss sich auch auf Feuerwehrangehörige erstrecken, die nicht Beschäftigte sind. 

(11) Den ehrenamtlichen Feuerwehrangehörigen wird Dienstkleidung und Schutzkleidung unentgeltlich 
von dem Aufgabenträger zur Verfügung gestellt. 

(12) Für den Ersatz von Sachschäden und für die Haftung bei schuldhafter Verletzung der Dienstpflich-
ten finden die beamtenrechtlichen Bestimmungen entsprechende Anwendung. 

Aufgabenträger  (§ 2 HBKG) 

(1) Aufgabenträger sind 

1. die Gemeinden für den Brandschutz und die Allgemeine Hilfe, 

2. die Landkreise für den überörtlichen Brandschutz und die überörtliche Allgemeine Hilfe, 

3. das Land für die zentralen Aufgaben des Brandschutzes und der Allgemeinen Hilfe, 

4. die Landkreise, die kreisfreien Städte und das Land für den Katastrophenschutz. 

Übungen  (§ 57 HBKG) 

Übungen und Ausbildungsveranstaltungen für den Brandschutz, die Allgemeine Hilfe und den Katastro-
phenschutz sind mit Rücksicht auf bestehende Arbeits- und Dienstverhältnisse der ehrenamtlichen Feuer-
wehrangehörigen sowie der Helferinnen und Helfer im Katastrophenschutz möglichst in die arbeitsfreie Zeit 
zu legen. Soweit es zur Erreichung des Übungszieles erforderlich ist, können Übungen auch an gesetzlichen 
Feiertagen stattfinden. 


